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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz 

Gesetz zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie in der Justiz 

A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) 
erfordert Rechtsanpassungen im Bereich der Justiz vor allem in den Verfahren der Be-
rufszulassung zu den rechtsberatenden Berufen. Daneben werden aber auch Änderungen 
bei der Prozessvertretungstätigkeit europäischer Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer, bei der Anerkennung von Übersetzungen fremdsprachiger Urkunden durch Über-
setzerinnen und Übersetzer aus dem europäischen Ausland sowie bei der Registerein-
sicht durch ausländische Behörden im Rahmen der europäischen Verwaltungszusam-
menarbeit erforderlich.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die zur Richtlinienumsetzung erforderlichen 
Rechtsänderungen vorgenommen werden. Daneben sollen weitere Anpassungen des 
Berufs-, Verfahrens- und Kostenrechts erfolgen, um aufgetretene Streitfragen zum 
Rechtsweg in verwaltungsrechtlichen Notarsachen, beim Mechanismus zur Verhinderung 
von Missbräuchen beim Pfändungsschutzkonto (P-Konto) nach § 850k Absatz 8 der Zivil-
prozessordnung und zu den Gerichtskosten und Anwaltsgebühren im neuen familien-
rechtlichen Verfahren zu lösen.  

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht für die Berufszulassungsverfahren zur Rechtsanwaltschaft und 
zur Patentanwaltschaft sowie für das Registrierungsverfahren nach dem Rechtsdienst-
leistungsgesetz die Einführung einer Genehmigungsfrist von drei Monaten vor, innerhalb 
derer über den Antrag auf Berufszulassung zu befinden ist. Eine Überschreitung dieser 
Frist, deren Lauf erst mit Vorliegen sämtlicher zur Entscheidung über den Antrag erforder-
lichen Unterlagen beginnt, soll keine Genehmigungsfiktion zur Folge haben. Für das Ver-
fahren zur Aufnahme in die bei den Insolvenzgerichten geführten Vorauswahllisten für 
Insolvenzverwalter sollen, soweit der persönliche Anwendungsbereich der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie eröffnet ist, ebenfalls Entscheidungsfristen eingeführt sowie die Abwick-
lung des Verfahrens über den so genannten „einheitlichen Ansprechpartner“ als Verfah-
rensmittler ermöglicht werden. 

Den Rechtsanwaltskammern, der Patentanwaltskammer und den Steuerberaterkammern 
soll außerdem die Zuständigkeit für die Ahndung von Verstößen ihrer Mitglieder gegen die 
zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie erlassene Dienstleistungs-Informations-
pflichten-Verordnung übertragen werden.  

Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer des Rechts in den Verfahren vor den 
Verwaltungs- und Sozialgerichten sowie dem Bundesverfassungsgericht vertretungsbe-
fugt sind, sollen die bestehenden gesetzlichen Regelungen, die bisher nur Rechtslehre-
rinnen und Rechtslehrer an deutschen Hochschulen erfassen, erweitert werden. Künftig 
sollen Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer an allen europäischen Hochschulen gleichge-
stellt sein, sofern sie über die für die Prozessvertretung in deutschen Gerichtsverfahren 
erforderliche Befähigung zum Richteramt verfügen. Daneben sollen Übersetzerinnen und 
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Übersetzer aus dem europäischen Ausland bei Übersetzungen im Zivilprozess anerkannt 
werden, soweit sie den in Deutschland öffentlich bestellten Übersetzerinnen und Überset-
zern landesrechtlich gleichgestellt sind. Schließlich soll für europäische Behörden im 
Rahmen der EU-weiten Verwaltungszusammenarbeit Kostenfreiheit bei der Einsicht in 
das Handelsregister gelten.  

In Verwaltungsstreitverfahren nach der Bundesnotarordnung soll die erstinstanzliche Zu-
ständigkeit für Klagen gegen Entscheidungen der Bundesnotarkammer entsprechend der 
allgemeinen Regelung den Notarsenaten bei den Oberlandesgerichten zugewiesen und 
den Ländern die Möglichkeit eröffnet werden, Ausbildungsordnungen für die praktische 
Ausbildung von Anwaltsnotarinnen und -notaren bereits vor dem 1. Mai 2011 zu erlassen. 
Im Rechtsdienstleistungsregister soll künftig auf die Angabe des Geburtsjahrs bei natürli-
chen Personen verzichtet werden. Das Verfahren zur Missbrauchskontrolle bei der Ein-
richtung eines P-Kontos soll auch dort implementiert werden, wo Kreditinstitute Ge-
schäftsbeziehungen mit anderen Auskunfteien als der SCHUFA Holding AG unterhalten. 
Schließlich sollen Änderungen im Kostenrecht vorgenommen werden, die im Wesentli-
chen klarstellende Funktion oder redaktionellen Charakter haben.  

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Keiner 

E. Sonstige Kosten 

Keine 

F. Bürokratiekosten 

Es werden keine Informationspflichten für Unternehmen oder Bürgerinnen und Bürger 
eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft.  

Für Rechtsanwaltskammern, Patentanwaltskammern und Landesjustizverwaltungen wird 
jeweils eine Pflicht zur Begründung und Mitteilung einer Verlängerung der gesetzlichen 
Entscheidungsfrist eingeführt (§ 32 Absatz 2 BRAO-E, § 30 Absatz 2 PAO-E, § 13 Absatz 
2 Satz 1 RDG-E, jeweils in Verbindung mit § 42a Absatz 2 Satz 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes). Aufgrund der geringen Häufigkeit von deutlich weniger als 1 000 Fällen 
p. a. sind hierdurch keine Mehr- oder Minderkosten zu erwarten.  
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Referentenentwurf für ein 

Gesetz zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie in der Justiz1) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. § 32 wird wie folgt geändert:  

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.  

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:  

„(2) Über Anträge ist innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entscheiden; 
§ 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entspre-
chend. In den Fällen des § 15 beginnt die Frist erst mit der Vorlage des ärztlichen 
Gutachtens. § 10 bleibt unberührt.“ 

2. Nach § 73a wird folgender § 73b eingefügt:  

„§ 73b 

Verwaltungsbehörde  

Die Rechtsanwaltskammer ist im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten Verwaltungsbehörde für Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 6 der Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung, die durch ihre Mitglieder 
begangen werden.“ 

Artikel 2 

Änderung des Rechtsdienstleistungsgesetzes 

Das Rechtsdienstleistungsgesetz vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), das zu-
letzt durch Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

                                                
1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 
27.12.2006, S. 36).  
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1. § 13 Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Über den Antrag ist innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entscheiden; § 42a 
Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. Wenn 
die Registrierungsvoraussetzungen nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie Ab-
satz 4 vorliegen, fordert die zuständige Behörde den Antragsteller vor Ablauf der Frist 
nach Satz 1 auf, den Nachweis über die Berufshaftpflichtversicherung sowie über die 
Erfüllung von Bedingungen (§ 10 Absatz 3 Satz 1) zu erbringen.“ 

2. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Buchstabe b werden die Wörter „Geburts- oder“ gestrichen. 

bb) In Buchstabe d werden die Wörter „sowie des Geburtsjahres“ gestrichen. 

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden die Wörter „Geburts- oder“ gestrichen.  

Artikel 3 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung 

Nach Artikel 102 des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2911), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2008 
(BGBl. I S. 2026) geändert worden ist, wird folgender Artikel 102a eingefügt:  

„Artikel 102a 

Insolvenzverwalter aus anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und Personen, die in 
einem dieser Staaten ihre berufliche Niederlassung haben, können das Verfahren zur 
Aufnahme in eine von dem Insolvenzgericht geführte Vorauswahlliste für Insolvenzverwal-
ter über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes abwickeln. Über Anträge auf Aufnahme in eine Vorauswahlliste ist in diesen Fällen 
innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entscheiden. § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend.“ 

Artikel 4 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2827) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:  

1. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
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b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Über Anträge ist innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entscheiden; 
§ 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entspre-
chend. In den Fällen des § 22 beginnt die Frist erst mit der Vorlage des ärztlichen 
Gutachtens. § 17 bleibt unberührt.“ 

2. § 54 wird wie folgt geändert:  

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:  

„(2) Die Patentanwaltskammer ist im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten Verwaltungsbehörde für Ordnungswidrig-
keiten nach § 6 der Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung, die durch 
ihre Mitglieder begangen werden.“ 

Artikel 5 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Dem § 76 des Steuerberatungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 8 des Gesetzes 
vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert worden ist, wird folgender Absatz 8 ange-
fügt:  

„(8) Die Steuerberaterkammer ist im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten Verwaltungsbehörde für Ordnungswidrigkeiten nach § 6 
der Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung, die durch ihre Mitglieder begangen 
werden.“ 

Artikel 6 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. § 111 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. über Klagen, die Entscheidungen betreffen, die das Bundesministerium der Justiz 
getroffen hat oder für die dieses zuständig ist,“ 

2. Dem § 120 wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„(3) Die Notarkammern werden ermächtigt, die Ausbildungsordnung gemäß § 6 
Absatz 2 Satz 4 in der Fassung von Artikel 1 Nummer 1 des Gesetzes vom 2. April 
2009 (BGBl. I S. 696) bereits vor dem 1. Mai 2011 zu erlassen. Bewerber können die 
Praxisausbildung gemäß § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 4 in der Fassung des in Satz 1 ge-
nannten Gesetzes auf der Grundlage der von der Notarkammer erlassenen und von 
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der Landesjustizverwaltung genehmigten Ausbildungsordnung bereits vor dem 1. Mai 
2011 durchlaufen.“ 

Artikel 7 

Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 
2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 24. September 2009 (BGBl. I S. 3145) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:  

1. In § 142 Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Punkt die Wörter „oder einem solchen 
Übersetzer jeweils gleichgestellt ist“ eingefügt. 

2. § 850k wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Jede Person darf nur ein Pfändungsschutzkonto unterhalten. Bei der Ab-
rede hat der Kunde gegenüber dem Kreditinstitut zu versichern, dass er kein wei-
teres Pfändungsschutzkonto unterhält. Das Kreditinstitut darf einer Auskunftei 
mitteilen, dass es für den Kunden ein Pfändungsschutzkonto führt. Die Auskunf-
tei darf diese Angabe nur verwenden, um Kreditinstituten auf Anfrage zum Zwe-
cke der Überprüfung der Richtigkeit der Versicherung nach Satz 2 Auskunft dar-
über zu erteilen, ob die betroffene Person ein Pfändungsschutzkonto unterhält. 
Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung zu einem anderen als dem in Satz 4 
genannten Zweck ist auch mit Einwilligung der betroffenen Person unzulässig.“ 

b) In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „Führt“ durch das Wort „Unterhält“ ersetzt. 

3. In § 850l Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „führt“ durch das Wort „unterhält“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

§ 67 Absatz 2 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21. August 2009 (BGBl. I S. 2870) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Be-
vollmächtigten vertreten lassen.“ 
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Artikel 9 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

§ 73 Absatz 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 6 
des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst:  

„Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Be-
vollmächtigten vertreten lassen.“ 

Artikel 10 

Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 

§ 22 Absatz 1 Satz 1 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl. I S. 1473), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3822) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

„Die Beteiligten können sich in jeder Lage des Verfahrens durch einen Rechtsanwalt oder 
einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Rich-
teramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen; in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Bundesverfassungsgericht müssen sie sich in dieser Weise vertreten lassen.“ 

Artikel 11 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718), das zuletzt durch Arti-
kel 12 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2479) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 70 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 70a Bekanntmachung von Neufassungen“. 

2. In § 5 Absatz 4 wird die Angabe „9019“ durch die Angabe „9018“ ersetzt. 

3. In § 23 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „9018“ durch die Angabe „9017“ ersetzt. 

4. Nach § 70 wird folgender § 70a eingefügt: 



 - 8 - Bearbeitungsstand: 19.07.2010  14:16 Uhr 

„§ 70a 

Bekanntmachung von Neufassungen 

Das Bundesministerium der Justiz kann nach Änderungen den Wortlaut des Ge-
setzes feststellen und als Neufassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. Die 
Bekanntmachung muss auf diese Vorschrift Bezug nehmen und angeben 

1. den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,  

2. die Änderungen seit der letzten Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts im 
Bundesgesetzblatt sowie 

3. das Inkrafttreten der Änderungen.“ 

5. Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1630 werden im Gebührentatbestand die Wörter „§ 115 Abs. 2 Satz 2 
und 3“ durch die Wörter „§ 115 Abs. 2 Satz 5 und 6“ ersetzt. 

b) In Nummer 1810 werden im Gebührentatbestand die Wörter „und § 269 Abs. 5“ 
durch die Wörter „, § 269 Abs. 5 oder § 494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

c) In Nummer 1823 werden im Gebührentatbestand nach der Angabe „§ 269 
Abs. 4“ ein Komma und die Angabe „§ 494a Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

d) In den Nummern 2364 und 2441 werden jeweils im Gebührentatbestand die Wör-
ter „Soweit die Rechtsbeschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird“ durch 
die Wörter „Die Rechtsbeschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen“ ersetzt. 

e) In Nummer 2440 werden im Gebührentatbestand die Wörter „Soweit die Be-
schwerde verworfen oder zurückgewiesen wird“ durch die Wörter „Die Be-
schwerde wird verworfen oder zurückgewiesen“ ersetzt. 

f) In Nummer 8610 wird im Gebührentatbestand die Angabe „§ 269 Abs. 5“ durch 
die Wörter „§ 269 Abs. 5 oder § 494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

g) In Nummer 8620 werden im Gebührentatbestand nach der Angabe „§ 269 
Abs. 4“ ein Komma und die Angabe „§ 494a Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

Artikel 12 

Änderung der Kostenordnung 

In § 131 Absatz 7 der Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 24. September 2009 (BGBl. I S. 3145) geändert worden ist, werden die 
Wörter „Absatz 1 Satz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 
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Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen 

Das Gesetz über Gerichtskosten in Familiensachen vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2666), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 62 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 62a Bekanntmachung von Neufassungen“. 

2. Nach § 62 wird folgender § 62a eingefügt: 

„§ 62a 

Bekanntmachung von Neufassungen 

Das Bundesministerium der Justiz kann nach Änderungen den Wortlaut des Ge-
setzes feststellen und als Neufassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. Die 
Bekanntmachung muss auf diese Vorschrift Bezug nehmen und angeben  

1. den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,  

2. die Änderungen seit der letzten Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts im 
Bundesgesetzblatt sowie 

3. das Inkrafttreten der Änderungen.“ 

3. Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1502 wird folgende Nummer 1503 eingefügt: 

Nr. Gebührentatbestand 
Gebühr oder Satz 
der Gebühr nach 
§ 28 FamGKG 

„1503 Selbständiges Beweisverfahren................................................................ 1,0“. 

b) In Nummer 1910 wird im Gebührentatbestand die Angabe „und § 269 Abs. 5“ 
durch die Wörter „, § 269 Abs. 5 oder § 494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

c) In Nummer 1920 wird im Gebührentatbestand die Angabe „und § 269 Abs. 4“ 
durch die Wörter „, § 269 Abs. 4 oder § 494a Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

Artikel 14 

Änderung der Justizverwaltungskostenordnung 

Die Justizverwaltungskostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 363-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3214) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
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1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Von der Zahlung der Gebühren sind auch ausländische Behörden im 
Geltungsbereich der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. 
L 376 vom 27.12.2006, S. 36) befreit, wenn sie auf der Grundlage des Artikels 28 
Absatz 1 der Richtlinie Auskunft aus den im vierten oder siebten Abschnitt des 
Gebührenverzeichnisses bezeichneten Registern oder Grundbüchern erhalten 
und wenn vergleichbaren inländischen Behörden für diese Auskunft Gebühren-
freiheit zustände.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4. 

2. In Absatz 4 der Vorbemerkung vor Nummer 400 der Anlage (Gebührenverzeichnis) 
wird die Angabe „§ 126 FGG“ durch die Angabe „§ 380 Absatz 1 FamFG“ ersetzt. 

Artikel 15 

Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 

Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), das zu-
letzt durch Artikel 7 Absatz 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird vor der Angabe zu § 60 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 59a Bekanntmachung von Neufassungen“. 

2. Vor § 60 wird folgender § 59a eingefügt: 

„§ 59a 

Bekanntmachung von Neufassungen 

Das Bundesministerium der Justiz kann nach Änderungen den Wortlaut des Ge-
setzes feststellen und als Neufassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. Die 
Bekanntmachung muss auf diese Vorschrift Bezug nehmen und angeben  

1. den Stichtag, zu dem der Wortlaut festgestellt wird,  

2. die Änderungen seit der letzten Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts im 
Bundesgesetzblatt sowie 

3. das Inkrafttreten der Änderungen.“ 

3. Die Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3105 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Gebührentatbestand und in Absatz 1 Nummer 1 der Anmerkung werden 
jeweils die Wörter „Prozess- oder Sachleitung“ durch die Wörter „Prozess-, 
Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt. 
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bb) Absatz 2 der Anmerkung wird aufgehoben. 

cc) Der bisherige Absatz 3 der Anmerkung wird Absatz 2. 

b) In Nummer 3203 werden im Gebührentatbestand die Wörter „Prozess- oder 
Sachleitung“ durch die Wörter „Prozess-, Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt. 

c) In Nummer 3210 wird die Anmerkung wie folgt gefasst:  

„Die Anmerkung zu Nummer 3104 und Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 
3202 gelten entsprechend.“ 

d) In Nummer 3211 werden im Gebührentatbestand die Wörter „Prozess- oder 
Sachleitung“ durch die Wörter „Prozess-, Verfahrens- oder Sachleitung“ ersetzt. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Inhalt 

Die Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) 
gibt im Bereich der Justiz nur Anlass zu geringfügigen Rechtsanpassungen. Das nationale 
Recht, vor allem das Berufsrecht der rechtsberatenden Berufe, hat sich bei der im Zuge 
der Richtlinienumsetzung durchgeführten umfassenden Normenprüfung als im Wesentli-
chen richtlinienkonform erwiesen. Änderungsbedarf hat sich danach lediglich in einigen 
Randbereichen, vor allem aber im Verfahrensrecht der Berufszulassung, ergeben.  

Im Mittelpunkt des vorliegenden Gesetzentwurfs stehen daher in Artikel 1 bis Artikel 4 
Regelungen zur Umsetzung der in Artikel 13 der EU-Dienstleistungsrichtlinie gemachten 
Vorgaben für Genehmigungsverfahren nach der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Pa-
tentanwaltsordnung und dem Rechtsdienstleistungsgesetz sowie im Einführungsgesetz 
zur Insolvenzordnung. Danach sind in allen Berufszulassungsverfahren verbindliche Ent-
scheidungsfristen einzuführen, innerhalb derer die zuständige Genehmigungsbehörde 
über einen Berufszulassungsantrag zu befinden hat. Der Gesetzentwurf schlägt hierzu 
vor, einheitlich eine Entscheidungsfrist von drei Monaten einzuführen. Dies entspricht der 
Regelung im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht und steht darüber hinaus im Ein-
klang mit der EU-Berufsqualifikationsanerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen, ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 22), die für den Bereich der 
rechtsberatenden Berufe ebenfalls zu beachten ist und in ihrem Anwendungsbereich eine 
Entscheidungsfrist von drei Monaten festschreibt. Für den Fall der Nichteinhaltung dieser 
Entscheidungsfrist sieht der Gesetzentwurf zum Schutz der Rechtsuchenden und in 
Übereinstimmung mit Artikel 13 Absatz 4 der EU-Dienstleistungsrichtlinie davon ab, bei 
der Berufszulassung zu einem rechtsberatenden Beruf eine Genehmigungsfiktion anzu-
ordnen.  

Im rechtsanwaltlichen und patentanwaltlichen Berufsrecht sowie im Berufsrecht der Steu-
erberaterinnen und Steuerberater (Artikel 5) soll darüber hinaus den Berufskammern die 
Zuständigkeit für die Ahndung von Verstößen gegen die zur Umsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie auf der Grundlage des § 6c der Gewerbeordnung erlassene 
Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung übertragen werden. Dies entspricht 
dem System der Berufsaufsicht bei den freien Berufen und der für Wirtschaftsprüferinnen 
und Wirtschaftsprüfer beabsichtigten Rechtsänderung (vgl. Artikel 1 Nummer 6 des Ent-
wurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Wirtschaftsprüferordnung – Wahlrecht der 
Wirtschaftsprüferkammer, BR-Drs. 321/10). 

Ebenfalls der Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie dienen die Regelungen zur Pro-
zessvertretungsbefugnis europäischer Hochschullehrer in Artikel 8 bis Artikel 10 des Ge-
setzentwurfs. Bisher sind in den Verfahren der Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeit 
sowie im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht nur Rechtslehrerinnen und 
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule vertretungsbefugt. Dies widerspricht einer 
Vorgabe der EU-Dienstleistungsrichtlinie, wonach die Zulassung einer Dienstleistungstä-
tigkeit nicht vom Ort der beruflichen Niederlassung abhängig gemacht werden darf. Aus 
diesem Grund sollen künftig Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer an allen europäischen 
Hochschulen gleichgestellt werden, sofern sie über die für die Prozessvertretung in deut-
schen Gerichtsverfahren erforderliche Befähigung zum Richteramt verfügen.  
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Darüber hinaus erfordert die Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie auch eine ge-
ringfügige Anpassung der Zivilprozessordnung an die im Zuge der Richtlinienumsetzung 
geänderten landesrechtlichen Dolmetschergesetze. Die Regelung in Artikel 7 Nummer 1 
des Gesetzentwurfs gewährleistet, dass im Zivilprozess auch Übersetzungen anerkannt 
werden, die durch eine Übersetzerin oder einen Übersetzer aus einem anderen Mitglied-
staat der EU gefertigt wurden, die oder der nach Landesrecht den besonders ermächtig-
ten oder öffentlich bestellten Übersetzerinnen und Übersetzern gleichgestellt ist.  

Schließlich erfordert die Vorgabe der EU-Dienstleistungsrichtlinie, wonach europäischen 
Stellen Einsicht in nationale Dienstleistungsregister zu denselben Bedingungen zu gewäh-
ren ist wie vergleichbaren deutschen Behörden, eine Anpassung des Justizverwaltungs-
kostenrechts. Nach Artikel 14 des Gesetzentwurfs sollen europäische Behörden im Rah-
men der Verwaltungszusammenarbeit auf Grundlage der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
künftig ebenso wie deutsche Behörden Gebührenfreiheit bei der Einsicht in das elektroni-
sche Handelsregister erlangen.  

Daneben enthält der Gesetzentwurf auch Regelungen, die nicht im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie stehen:  

Mit Blick auf die jüngst in Kraft getretene Neuregelung des Zugangs zum Anwaltsnotariat 
enthält Artikel 6 des Gesetzentwurfs Änderungen der Bundesnotarordnung, die einerseits 
die erstinstanzliche Zuständigkeit für Klagen gegen Entscheidungen der Bundesnotar-
kammer einschließlich des bei ihr angesiedelten Prüfungsamts nicht dem Bundesge-
richtshof, sondern entsprechend der allgemeinen Regelung den Notarsenaten bei den 
Oberlandesgerichten zuweisen, und andererseits den Ländern die Möglichkeit eröffnen, 
Ausbildungsordnungen für die neue Praxisausbildung der Anwaltsnotarinnen und An-
waltsnotare bereits vor dem 1. Mai 2011 zu erlassen.  

Daneben sieht der Entwurf in Artikel 2 Nummer 2 einen Verzicht auf die bisher obligatori-
sche Bekanntmachung des Geburtsjahres registrierter Personen im Rechtsdienstleis-
tungsregister und in Artikel 7 Nummer 2 eine Anpassung des für die Verhinderung von 
Missbräuchen beim Pfändungsschutzkonto vorgesehenen Mechanismus vor. Die am 
1. Juli 2010 in Kraft getretene Regelung des § 850k Absatz 8 Satz 3 und 4 ZPO verhindert 
durch ein präventives Verfahren, dass einzelne Personen mehrere Pfändungsschutzkon-
ten bei unterschiedlichen Kreditinstituten unterhalten und auf diese Weise zum Nachteil 
der Gläubigerschaft mehrfachen Kontopfändungsschutz in Anspruch nehmen. Ohne Ab-
striche beim Schutz der Rechte betroffener Kontoinhaberinnen und -inhaber soll diese 
Missbrauchskontrolle mittels Informationsaustausch zwischen Banken, die Pfändungs-
schutzkonten für ihre Kunden führen, und Auskunfteien optimiert werden.  

Schließlich sieht der Gesetzentwurf in Artikel 11 bis Artikel 13 sowie in Artikel 15 Ände-
rungen im Kostenrecht vor, die im Wesentlichen klarstellende Funktion oder redaktionel-
len Charakter haben. Zugleich soll dem Bundesministerium der Justiz die Befugnis einge-
räumt werden, nach Änderungen des Gerichtskostengesetzes, des Gesetzes über Ge-
richtskosten in Familiensachen und des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes den Wortlaut 
des Gesetzes festzustellen und als Neufassung im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 

II. Gesetzgebungskompetenz; Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union und völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland 
abgeschlossen hat 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des 
Grundgesetzes (Artikel 1 und Artikel 15: „Rechtsanwaltschaft“; Artikel 2 und Artikel 4: 
„Rechtsberatung“; Artikel 6: „Notariat“; Artikel 3 und Artikel 7 bis Artikel 14: „gerichtliches 
Verfahren“).  
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Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

III. Gesetzesfolgen 

Belastungen für die öffentlichen Haushalte und Kosten für Wirtschaftsunternehmen ent-
stehen nicht. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten.  

Das Vorhaben berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung. 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung entstehen ebenfalls nicht. 

IV. Bürokratiekosten 

Es werden keine Informationspflichten für Unternehmen oder Bürgerinnen und Bürger 
eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft.  

Für Rechtsanwaltskammern, Patentanwaltskammern und Landesjustizverwaltungen wird 
jeweils eine Pflicht zur Begründung und Mitteilung einer Verlängerung der gesetzlichen 
Entscheidungsfrist eingeführt (§ 32 Absatz 2 BRAO-E, § 30 Absatz 2 PAO-E, § 13 Absatz 
2 Satz 1 RDG-E, jeweils in Verbindung mit § 42a Absatz 2 Satz 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes). Aufgrund der geringen Häufigkeit von deutlich weniger als 1 000 Fällen 
p. a. sind hierdurch keine Mehr- oder Minderkosten zu erwarten.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 32) 

Die Änderung dient der Umsetzung des Artikels 13 der EU-Dienstleistungsrichtlinie. Da-
nach sind alle Genehmigungsverfahren unverzüglich und in jedem Fall innerhalb einer 
vorab festgelegten und bekannt gemachten angemessenen Frist zu bearbeiten. In Über-
einstimmung mit der allgemeinen Regelung in § 42a Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) soll diese Bearbeitungsfrist für die Verfahren nach der Bundes-
rechtsanwaltsordnung (BRAO) drei Monate betragen. Innerhalb dieser Frist können An-
träge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, aber auch die sonstigen im Zusammenhang 
mit der Ausübung der Rechtsanwaltstätigkeit stehenden Anträge von Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälten – etwa Anträge auf Verleihung der Befugnis zur Führung einer Fach-
anwaltsbezeichnung – in aller Regel abschließend bearbeitet werden. Aus Vereinheitli-
chungs- und Transparenzgründen sowie zur Vermeidung von Streitigkeiten darüber, wie 
weit der Begriff des Genehmigungsverfahrens in Artikel 13 der EU-Dienstleistungs-
richtlinie auszulegen ist, ist es angezeigt, die einheitliche Entscheidungsfrist für alle Ver-
waltungsentscheidungen nach der BRAO einzuführen.  

Durch die Verweisung auf § 42a Absatz 2 Satz 3 VwVfG wird gewährleistet, dass die zu-
ständige Behörde in besonders gelagerten Ausnahmefällen – möglicherweise etwa im 
Verfahren über die Rechtsanwaltszulassung bei dem Bundesgerichtshof – die Frist an-
gemessen verlängern kann. Eine solche Fristverlängerung ist gemäß § 42a Absatz 2 
Satz 4 VwVfG gesondert zu begründen und der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
rechtzeitig vor Ablauf der gesetzlichen Frist mitzuteilen.  

Bereits aus der Verweisung auf § 42a Absatz 2 Satz 2 VwVfG ergibt sich, dass der Lauf 
der dreimonatigen Entscheidungsfrist erst beginnt, wenn sämtliche zur Entscheidung über 
den Antrag erforderlichen Unterlagen vorliegen. Lediglich klarstellend werden daneben in 
den neuen Sätzen 4 und 5 des § 32 BRAO die Fälle der Einholung eines ärztlichen Gut-
achtens und eines schwebenden Ermittlungs- bzw. Strafverfahrens gesondert geregelt.  
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Weitere Regelungen zur Entscheidungsfrist und zum Verwaltungsverfahren sind zur Um-
setzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie nicht erforderlich:  

Zum einen gelangen durch die in § 32 Satz 2 BRAO geregelte Möglichkeit der Verfah-
rensabwicklung über eine einheitliche Stelle die §§ 71a ff. VwVfG zur Anwendung. Nach 
§ 71a Absatz 2 VwVfG sind die für die einheitliche Stelle geltenden verfahrensrechtlichen 
Regelungen unmittelbar auch auf das Verfahren vor einer zuständigen Behörde anzu-
wenden. Die Rechtsanwaltskammern und sonstigen zur Durchführung von Verwaltungs-
verfahren nach der BRAO berufenen Behörden haben daher bereits nach geltendem 
Recht die Pflichten aus § 71b Absatz 3, 4 und 6, § 71c Absatz 2 und § 71e VwVfG zu be-
achten.  

Zum anderen bedarf es auch nicht einer gesetzlichen Anordnung einer Genehmigungsfik-
tion im Sinn des § 42a Absatz 1 VwVfG für Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft. Zwar sieht Artikel 13 Absatz 4 Satz 1 der EU-Dienstleistungsrichtlinie im Regelfall 
den Eintritt einer Genehmigungsfiktion vor, wenn ein Antrag nicht binnen der festgelegten 
oder verlängerten Frist beantwortet wird. Eine Genehmigungsfiktion kann allerdings nach 
Artikel 13 Absatz 4 Satz 2 der EU-Dienstleistungsrichtlinie dann ausgeschlossen werden, 
wenn dies durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses, einschließlich eines 
berechtigten Interesses Dritter, gerechtfertigt ist. Diese Voraussetzung liegt hier vor: Eine 
Person, der infolge einer Genehmigungsfiktion die Beratung und Vertretung der Rechtsu-
chenden als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt gestattet wird, obwohl nicht gewährleistet 
ist, dass sie oder er die erforderliche berufliche Qualifikation und Zuverlässigkeit besitzt, 
stellt eine Gefährdung für die Rechtspflege, die Interessen der Rechtsuchenden und die 
Rechtsordnung insgesamt dar. Um sicherzustellen, dass die Rechtsanwaltstätigkeit nur 
dann ausgeübt werden darf, wenn die Voraussetzungen der BRAO geprüft wurden, ist es 
deshalb gerechtfertigt, von einer Genehmigungsfiktion abzusehen.  

Zu Nummer 2 (Einfügung von § 73b -neu-) 

Die auf der Grundlage des § 6c der Gewerbeordnung (GewO) erlassene Dienstleistungs-
Informationspflichten-Verordnung (DL-InfoV) dient der Umsetzung der in der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie enthaltenen Informationspflichten für Personen, die Dienstleistungen 
erbringen. Hierunter fallen neben Gewerbetreibenden auch die Angehörigen freier Berufe, 
namentlich Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der Gesetzgeber hat sich lediglich 
aus Praktikabilitätsgründen dafür entschieden, diese berufsbezogenen Pflichten nicht in 
den einzelnen Berufsgesetzen, sondern an zentraler Stelle (für die freien Berufe „eigent-
lich systemwidrig“) in der Gewerbeordnung zu verorten (vgl. BT-Drs. 16/12784, S. 14). 
Berufsrechtlich sind die Kammern gemäß § 73 Absatz 2 Nummer 4 in Verbindung mit 
§ 43 BRAO bereits nach geltendem Recht für die Überwachung der Einhaltung der sich 
aus der Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung ergebenden, im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Berufsausübung stehenden Pflichten ihrer Mitglieder zuständig. 
Es liegt deshalb nahe, ihnen zugleich die Zuständigkeit für die Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 6 DL-InfoV zu übertragen und die Aufsichts- und Überwachungszu-
ständigkeit insoweit nicht den Gewerbeämtern zu überlassen.  

Aus diesem Grund und vor dem Hintergrund der bestehenden bundeseinheitlichen Rege-
lungen für die Rechtsanwaltschaft, der bei den Kammervorständen konzentrierten Auf-
sichtspflichten sowie des gesetzgeberischen Ziels, die Selbstverwaltung der verfassten 
Anwaltschaft zu stärken (vgl. Gesetzesbegründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung der Selbstverwaltung der Rechtsanwaltschaft, BT-Drs. 16/516) soll den Rechtsan-
waltskammern die Bußgeldzuständigkeit bundesgesetzlich übertragen werden. Dies lässt 
das Recht der Länder, gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes durch Lan-
desgesetz eine hiervon abweichende Zuständigkeitsregelung zu treffen, unberührt. 

Die örtliche Zuständigkeit der jeweiligen Rechtsanwaltskammer folgt unmittelbar aus § 33 
Absatz 3 BRAO. Die Zuständigkeit der Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichtshof 
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ergibt sich aus der Verweisung in § 162 BRAO, die den Vierten Teil und damit auch den 
neuen § 73b BRAO umfasst.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Rechtsdienstleistungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 13) 

Auch die Änderung des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) entspricht der Neuregelung 
in der BRAO. Das RDG bezweckt ebenso wie BRAO und Patentanwaltsordnung den 
Schutz der Rechtspflege, der Rechtsuchenden und der Rechtsordnung. Daher können 
registrierte Personen nach dem RDG ebenso wenig wie Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte oder Patentanwältinnen und Patentanwälte aufgrund einer bloßen Genehmi-
gungsfiktion eine Berufszulassung erhalten. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 16) 

Gegen die obligatorische Bekanntmachung des Geburtsjahres natürlicher registrierter 
Personen ist eingewandt worden, diese verstoße gegen deren Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung. Zweck der Veröffentlichung des Geburtsdatums ist es, Ver-
wechslungen bei Namens- und Ortsgleichheit zweier registrierter Personen zu vermeiden 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 16/3655, S. 75). Angesichts der geringen 
Gesamtzahl der nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz registrierten Personen werden 
solche Namens- und Ortsidentitäten allerdings – anders als etwa im Bereich der Insol-
venzbekanntmachungen – nur äußerst selten vorkommen, so dass eine obligatorische 
Bekanntmachung des Geburtsjahres ohne vorherige Prüfung, ob im Einzelfall eine kon-
krete Verwechslungsgefahr besteht, unverhältnismäßig sein könnte. Um den Aufwand bei 
den Registrierungsbehörden nicht durch eine zusätzliche Prüfung auf eine solche Ver-
wechslungsgefahr zu erhöhen, soll auf die Angabe des Geburtsjahres bei registrierten 
Personen und qualifizierten Personen künftig insgesamt verzichtet werden. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung) 

Auch im Insolvenzrecht erfordert die EU-Dienstleistungsrichtlinie Rechtsänderungen, die 
das Verfahren der Vorauswahl der Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwalter betref-
fen. Für dieses Verfahren, das bisher gesetzlich nicht kodifiziert ist, hat das Bundesver-
fassungsgericht Grundsätze aufgestellt, die seither von den Insolvenzgerichten zu beach-
ten sind (grundlegend BVerfG, Beschl. v. 03.08.2004 – 1 BvR 135/00 und 1086/01, NJW 
2004, 2725; Beschl. v. 23.05.2006 – 1 BvR 2530/04, NJW 2006, 2613). Die Entscheidung 
über die Aufnahme in die bei den Insolvenzgerichten aufgrund dieser Rechtsprechung 
geführten Vorauswahllisten hat Berufszulassungscharakter. Die von der Rechtsprechung 
hierzu entwickelten Grundsätze stellen Genehmigungsregelungen und Anforderungen im 
Sinn von Artikel 4 Nummer 6 und 7 der EU-Dienstleistungsrichtlinie dar (zur Gleichstel-
lung gesetzlicher mit den sich aus Rechtsprechung und Verwaltungspraxis ergebenden 
Anforderungen vgl. Artikel 4 Nummer 7 der EU-Dienstleistungsrichtlinie).  

Dass die Tätigkeit der Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwalter in den Anwen-
dungsbereich der EU-Dienstleistungsrichtlinie fällt, ergibt sich aus deren Artikel 2. Die dort 
in Absatz 2 genannten Ausnahmetatbestände finden auf die Insolvenzverwaltung keine 
Anwendung. Insbesondere ist Insolvenzverwaltung keine Tätigkeit, die im Sinn des Arti-
kels 45 des EG-Vertrags (jetzt: Artikel 51 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union) mit der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden ist (vgl. auch BVerfG, 
Beschl. v. 23.05.2006 – 1 BvR 2530/04, NJW 2006, 2613, Rz. 32: „Der Insolvenzverwalter 
übt kein öffentliches Amt aus.“). Auch enthält die Europäische Insolvenzverordnung (Eu-
InsVO) keine der EU-Dienstleistungsrichtlinie widersprechenden Regelungen zur Insol-
venzverwaltervorauswahl, die gemäß Artikel 3 der EU-Dienstleistungsrichtlinie deren An-
wendungsbereich ohnehin nur partiell einschränken könnten.  
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Die Anwendbarkeit der EU-Dienstleistungsrichtlinie auf die Insolvenzverwaltung hat zur 
Folge, dass wie im anwaltlichen Berufsrecht die Vorschriften über das Genehmigungsver-
fahren und damit die Regeln über Entscheidungsfristen und die Verfahrensabwicklung 
über den einheitlichen Ansprechpartner umzusetzen sind. Anders als bei den übrigen 
Rechtsberufen fehlt es aber im Insolvenzrecht bisher an einer gesetzlichen Ausgestaltung 
des Berufszulassungsverfahrens. Deshalb sollen die Vorgaben der EU-Dienstleistungs-
richtlinie bis zu einer gesetzlichen Neuregelung des Zugangs zum Insolvenzverwalter-
beruf vorläufig nur in deren unmittelbarem persönlichen Anwendungsbereich umgesetzt 
werden, also nur für Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen EU-
Mitgliedstaates oder EWR-Vertragsstaates besitzen oder sich in einem dieser Staaten 
beruflich niedergelassen haben. Die Beschränkung dieser vorläufigen, rudimentären Re-
gelung auf Sachverhalte mit grenzüberschreitendem Bezug kann im Interesse an einer 
zeitnahen Richtlinienumsetzung für einen Übergangszeitraum bis zur Schaffung einer 
umfassenden gesetzlichen Grundlage für den Zugang zum Insolvenzverwalterberuf hin-
genommen werden.  

Zur Richtlinienumsetzung zwingend erforderlich ist einerseits die in Satz 1 der vorge-
schlagenen Regelung eröffnete Möglichkeit der Verfahrensabwicklung über eine einheitli-
che Stelle. Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwalter aus dem europäischen Aus-
land können damit die Aufnahme in eine oder mehrere gerichtliche Vorauswahllisten 
wahlweise unmittelbar bei dem jeweils zuständigen Insolvenzgericht oder über die nach 
Landesrecht zuständige einheitliche Stelle gemäß §§ 71a ff. VwVfG beantragen. Entspre-
chend der allgemeinen Aufgabendefinition der einheitlichen Stelle hat diese nicht etwa die 
Aufgabe, über den Antrag selbst zu entscheiden, sondern diesen lediglich an das jeweils 
zuständige Insolvenzgericht weiterzuleiten und die Antragstellerin oder den Antragsteller 
durch das Verfahren zu begleiten. Da nach § 71a Absatz 2 VwVfG die für die einheitliche 
Stelle geltenden verfahrensrechtlichen Regelungen unmittelbar auch auf das Verfahren 
vor einer zuständigen Behörde anzuwenden sind, haben daher auch die Insolvenzgericht 
die sich aus § 71b Absatz 3, 4 und 6, § 71c Absatz 2 und § 71e VwVfG ergebenden 
Pflichten zu beachten.  

 Andererseits bedarf es auch der Einführung von Entscheidungsfristen, innerhalb derer 
das zuständige Insolvenzgericht über den Antrag der genannten Personen auf Aufnahme 
in eine Vorauswahlliste entschieden haben muss. Insoweit wird auf die Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 1 Bezug genommen. Wie bei den übrigen Rechtsberufen im Anwen-
dungsbereich der EU-Dienstleistungsrichtlinie soll auch im Insolvenzrecht zum Schutz der 
Rechtsuchenden und des Rechtsverkehrs auf den Eintritt einer Genehmigungsfiktion bei 
Nichteinhaltung der Entscheidungsfrist verzichtet werden.  

Zu Artikel 4 (Änderung der Patentanwaltsordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 30) 

Die Änderung entspricht der Regelung in der BRAO. Auf die Begründung zu Artikel 1 
kann daher Bezug genommen werden. Auch im Bereich der Patentanwaltschaft kommt 
eine Berufszulassung qua Genehmigungsfiktion aus zwingenden Gründen des Allgemein-
interesses (Schutz der Rechtspflege, der Rechtsuchenden und der Rechtsordnung) nicht 
in Betracht. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 54) 

Auch im Bereich der Patentanwaltschaft soll die Ahndung von Verstößen gegen die 
Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung der zuständigen Berufskammer über-
tragen werden. Auf die Begründung zu Artikel 1 Nummer 2 wird Bezug genommen. 
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Zu Artikel 5 (Änderung des Steuerberatungsgesetzes) 

Da die Dienstleistungs-Informations-Verordnung auch für Steuerberaterinnen und Steuer-
berater gilt, soll auch insoweit eine Übertragung der Zuständigkeit für die Ahndung von 
Verstößen auf die Steuerberaterkammern erfolgen, deren örtliche Zuständigkeit unmittel-
bar aus § 74 der Steuerberatungsgesetzes folgt. Auf die Begründung zu Artikel 1 Num-
mer 2 wird Bezug genommen. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Bundesnotarordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 111) 

Nach dem geltenden § 111 Absatz 3 Nummer 1 ist für Klagen gegen die Bundesnotar-
kammer der Bundesgerichtshof in erster und letzter Instanz zuständig. Künftig soll über 
Klagen in diesem Falle nach der Grundregel des § 111 Absatz 1 das Oberlandesgericht 
im ersten Rechtszug entscheiden 

. Das entspricht der geltenden Regelung in der Parallelvorschrift des § 112a der Bundes-
rechtsanwaltsordnung für Klagen gegen die Bundesrechtsanwaltskammer, für die der 
Anwaltsgerichtshof zuständig ist. Die Änderung bewirkt insbesondere, dass Klagen gegen 
Verwaltungsakte des Prüfungsamtes für die notarielle Fachprüfung bei der Bundesnotar-
kammer (§ 7g) beim Senat für Notarsachen des Oberlandesgerichts – in diesem Falle 
beim Kammergericht Berlin – zu erheben sind. Eine erstinstanzliche Zuständigkeit des 
Oberlandesgerichts mit der gerichtlichen Überprüfungsmöglichkeit im Wege der Berufung 
zum Bundesgerichtshof (§ 111d) ist bei Klagen gegen Prüfungsentscheidungen des Prü-
fungsamtes sachgerecht. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 120) 

Mit Inkrafttreten der Neuregelung des Zugangs zum Anwaltsnotariat müssen Bewerberin-
nen und Bewerber vor der Bestellung zur Anwaltsnotarin oder zum Anwaltsnotar grund-
sätzlich eine Praxisausbildung absolvieren, deren Einzelheiten von der Notarkammer in 
einer von der Landesjustizverwaltung zu genehmigenden Ausbildungsordnung geregelt 
werden (§ 6 Absatz 2 Satz 2 bis 4 in der Fassung von Artikel 1 Nummer 1 des Gesetzes 
vom 2. April 2009, BGBl. I S. 696). Die Regelungen treten erst am 1. Mai 2011 in Kraft 
(Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2009). Nach der neuen Regelung in § 120 Absatz 3 
BNotO-E sollen die Notarkammern die Ausbildungsordnungen bereits vor dem 1. Mai 
2011 erlassen können und Bewerberinnen und Bewerber die vorgeschriebene Praxisaus-
bildung bereits vor diesem Zeitpunkt absolvieren können. Das entspricht einem Bedürfnis 
der Praxis. Die ersten Bewerberinnen und Bewerber werden die notarielle Fachprüfung 
voraussichtlich Anfang 2011 bestanden haben. Um Verzögerungen bei der Bestellung von 
Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotaren nach dem neuen Recht zu vermeiden, sollen sie 
die Möglichkeit haben, auch die erforderliche Praxisausbildung bereits vor dem Inkrafttre-
ten der neuen Regelungen für den Zugang zum Anwaltsnotariat zu durchlaufen. 

Zu Artikel 7 (Änderung der Zivilprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 142) 

§ 142 Absatz 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung (ZPO) verweist für die Übersetzung von 
fremdsprachigen Urkunden auf die landesrechtlichen Vorschriften für die Ermächtigung 
und öffentliche Bestellung von Übersetzerinnen und Übersetzern. Mit der Änderung wird 
die veränderte Rechtslage in den Ländern berücksichtigt, die ihre Vorschriften zur Umset-
zung der EU-Dienstleistungsrichtlinie sowie der EU-Berufsqualifikationsanerkennungs-
richtlinie zugunsten von Übersetzerinnen und Übersetzern aus anderen EU-
Mitgliedstaaten erweitert haben. Soweit die landesrechtlichen Vorschriften eine – aus-
drückliche oder inhaltliche – Gleichstellung von Personen aus anderen Mitgliedstaaten der 
EU mit den nach Landesrecht ermächtigten oder öffentlich bestellten Übersetzerinnen und 
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Übersetzern vorsehen, wird nun ausdrücklich klargestellt, dass § 142 Absatz 3 ZPO auch 
die von diesen Personen gefertigten Übersetzungen erfasst. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 850k) 

Die am 1. Juli 2010 eingefügte Regelung in § 850k Absatz 8 Satz 3 und 4 ZPO beinhaltet 
ein präventives Verfahren, um zu verhindern, dass einzelne Personen mehrere Pfän-
dungsschutzkonten (P-Konten) bei unterschiedlichen Kreditinstituten unterhalten und auf 
diese Weise zum Nachteil des Gläubigers mehrfachen Kontopfändungsschutz in An-
spruch nehmen. Die geltende Regelung beschränkt den Informationsaustausch zwischen 
Banken, die P-Konten für ihre Kunden führen, auf eine Schnittstelle mit der SCHUFA-
Holding AG. Diese Beschränkung des Datenaustauschs sollte sicherstellen, dass die Da-
tenerfassung für das Auskunftsverfahren möglichst bei einer Stelle konzentriert bleibt.  

Vor dem Hintergrund der Novelle des Bundesdatenschutzgesetzes (BGBl. 2009 I 
S. 2254), die am 1. April 2010 in Kraft getreten ist und die allgemein die Rechte von 
Verbrauchern gegenüber Auskunfteien stärkt, erscheint es nun möglich, die Missbrauchs-
kontrolle auch dort zu implementieren, wo Kreditinstitute Geschäftsbeziehungen mit ande-
ren Auskunfteien als der SCHUFA Holding AG unterhalten. Indem nach dem neu einzufü-
genden § 850k Absatz 8 Satz 5 selbst mit Einwilligung der Kontoinhaberin oder des Kon-
toinhabers die Angabe „Unterhalten eines P-Kontos“ nicht für einen anderen als den vor-
gesehenen Zweck von einer Auskunftei erhoben, verarbeitet oder genutzt werden darf, 
führt die neue Regelung sogar zu einem Mehr an Datenschutz. Im Interesse von Vollstre-
ckungsgläubigern kann die Missbrauchskontrolle ohne Abstriche beim Schutz der Rechte 
betroffener Kontoinhaberinnen und -inhaber in vielen Fällen verbessert werden. 

Die weiteren sprachlichen Änderungen passen die Bestimmungen an die im Bankwesen 
übliche Terminologie (Unterhalten eines Kontos durch die Kundin oder den Kunden) an. 

Zu Nummer 3 (Änderung von § 850l) 

Die sprachliche Änderung passt die Vorschrift an die im Bankwesen übliche Terminologie 
(Unterhalten eines Kontos durch die Kundin oder den Kunden) an. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung) 

Die Änderung passt die Regelung der Prozessvertretung durch eine Hochschullehrerin 
oder einen Hochschullehrer an die Vorgaben der EU-Dienstleistungsrichtlinie an. Die EU-
Dienstleistungsrichtlinie verbietet sowohl in Artikel 15 (Niederlassungsfreiheit) als auch in 
Artikel 16 (Dienstleistungsfreiheit) Diskriminierungen wegen der beruflichen Hauptnieder-
lassung eines Dienstleistungserbringers in einem anderen Mitgliedstaat. Da die Prozess-
vertretung durch Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer eine (neben-)berufliche 
Dienstleistung darstellt, die dem Anwendungsbereich der EU-Dienstleistungsrichtlinie un-
terfällt, darf die Zulässigkeit der Prozessvertretung nicht davon abhängen, ob diese an 
einer deutschen Hochschule oder an der Hochschule eines anderen EU-Mitgliedstaates 
tätig sind. 

Das geltende Tatbestandsmerkmal „Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule“, das 
durch einen Verweis auf das Hochschulrahmengesetz präzisiert wird, soll daher durch 
eine neue Formulierung ersetzt werden, die einerseits auch auf ausländische Hochschu-
len anwendbar ist und andererseits der bevorstehenden Aufhebung des Hochschulrah-
mengesetzes Rechnung trägt. Die nunmehr vorgesehene Formulierung „an staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschulen“ entspricht für deutsche Hochschulen inhaltlich 
dem bisherigen Verweis, umfasst also insbesondere sowohl Universitäten als auch Fach-
hochschulen. Wie bisher ergibt sich der Kreis der maßgeblichen Bildungseinrichtungen 
aus den Hochschulgesetzen der Länder. Das Hochschulrahmengesetz hat schon bislang 
den Hochschulbegriff nicht materiell definiert, sondern auf das Landesrecht verwiesen. 
Zwar werden in § 1 des Hochschulrahmengesetzes einzelne Hochschultypen ausdrück-
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lich erwähnt, eine nähere Definition erfolgt jedoch insoweit nicht. Kern von § 1 des Hoch-
schulrahmengesetzes ist vielmehr der Verweis auf das Landesrecht sowie die dort eben-
falls erfolgte Ausweitung auf staatlich anerkannte Hochschulen. Entsprechend setzt der 
Begriff der Rechtslehrerin oder des Rechtslehrers an einer Hochschule für Sachverhalte 
mit Auslandsbezug voraus, dass deutsches oder ausländisches Recht von einer Person 
an einer Hochschule, die einer deutschen staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule entspricht, hauptberuflich und selbständig gelehrt wird. Die Rechtslehre wird dabei 
unter Einbeziehung wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse vermittelt und unter-
scheidet sich dadurch vom Niveau rechtskundlichen Unterrichts, wie er z. B. an Schulen 
stattfindet.  

Da die EU-Dienstleistungsrichtlinie durch Beschluss des gemeinsamen EWR-
Ausschusses in das EWR-Abkommen übernommen worden ist, sind mit den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union zugleich auch die anderen Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum in die Neuregelung aufzunehmen. Darüber hin-
aus sollen aber auch Hochschulen in der Schweiz, an denen traditionell zahlreiche deut-
sche Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer tätig sind, in den Anwendungsbereich der Re-
gelung einbezogen werden.  

Gemeinsame Voraussetzung für alle künftig zur Prozessvertretung befugten Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer bleibt, dass sie die Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergesetz besitzen und damit im deutschen Recht umfassend ausge-
bildet sein müssen. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes) 

Die Änderung entspricht der Neuregelung in § 67 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO), auf deren Begründung Bezug genommen wird. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) 

Die Änderung entspricht der Neuregelung in § 67 VwGO, auf deren Begründung Bezug 
genommen wird. Zugleich soll aus Gründen der Harmonisierung mit den übrigen öffent-
lich-rechtlichen Verfahrensordnungen künftig die Befähigung zum Richteramt auch für die 
Vertretung vor dem Bundesverfassungsgericht Voraussetzung sein. Die damit gewährleis-
tete besondere Kenntnis des deutschen Rechts ist angesichts der räumlichen Erweiterung 
des Kreises der vertretungsbefugten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer für die 
Vertretung vor dem Bundesverfassungsgericht unerlässlich. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Gerichtskostengesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht) 

Die Änderung der Inhaltsübersicht ist im Hinblick auf den neu eingeführten § 70a (vgl. 
Begründung zu Nummer 4) erforderlich. 

Zu Nummer 2 und Nummer 3 (Änderung von § 5 und § 23) 

Durch Artikel 47 Absatz 1 Nummer 14 Buchstabe y des Gesetzes zur Reform des Verfah-
rens in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-
Reformgesetz) sind die Nummern 9018 und 9019 des Kostenverzeichnisses zu Nummer 
9017 und 9018 geworden. Die Verweisungen in § 5 Absatz 4 und § 23 Absatz 1 Satz 3 
Gerichtskostengesetz (GKG) sind bisher nicht angepasst worden. Dies soll nunmehr 
nachgeholt werden. 
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Zu Nummer 4 (Einfügung von § 70a -neu-) 

Da der Wortlaut des Gerichtskostengesetzes mehrfach und in größerem Umfang geändert 
worden ist, soll dem Bundesministerium der Justiz erlaubt werden, das Gerichtskostenge-
setz bei Bedarf in der neuen Fassung bekannt zu machen. Hierzu soll dem Bundesminis-
terium der Justiz eine allgemeine Erlaubnis zur Bekanntmachung von Neufassungen ein-
geräumt werden, da dieses Gesetz wegen seiner Abhängigkeit von zahlreichen Verfah-
rensgesetzen einer häufigen Änderung unterliegt. Oft sind mehrere Änderungen gleichzei-
tig im Gesetzgebungsverfahren und es lässt sich nicht abschätzen, welches Gesetz als 
letztes verabschiedet wird und somit den Anlass für eine Neubekanntmachungserlaubnis 
gibt. 

Zu Nummer 5 (Änderung der Anlage 1 – Kostenverzeichnis) 

Zu Buchstabe a (Änderung der Nummer 1630) 

Durch das Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts vom 20. April 2009 (BGBl. I 
S. 790) sind in den § 115 Absatz 2 nach Satz 1 drei neue Sätze eingefügt worden. Die 
Folgeänderung im GKG soll nachgeholt werden. 

Zu Buchstabe b und Buchstabe c (Änderung der Nummern 1810 und 1823) 

Im Gebührentatbestand soll die Aufzählung der verfahrensrechtlichen Vorschriften, die 
den Geltungsbereich der Gebühr bestimmen, um § 494a Absatz 2 Satz 2 ergänzt werden, 
weil die jeweiligen Gebühren unabhängig vom Ausgang des Verfahrens anfallen. Bei die-
sen Verfahren handelt es sich um echte Streitverfahren. 

Zu Buchstabe d und Buchstabe e (Änderung der Nummern 2364, 2440 und 2441) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Die betreffenden Gebühren sind Fest-
gebühren. Dem Teilerfolg wird jeweils bereits durch die Anmerkungen Rechnung getra-
gen. 

Zu Buchstabe f und Buchstabe g (Änderung der Nummern 8610 und 8620) 

Auf die Begründung zu Buchstabe b und c wird verwiesen. 

Zu Artikel 12 (Änderung der Kostenordnung) 

Bei der Änderung des § 131 der Kostenordnung (KostO) durch Artikel 47 Absatz 2 Num-
mer 30 des FGG-Reformgesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586) ist die Ver-
weisung in Absatz 7 nicht an die neuen Absätze 1 bis 5 angepasst worden. Dies soll 
nunmehr nachgeholt werden. 

Zu Artikel 13 (Änderung des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen) 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 (Änderung der Inhaltsübersicht und Einfügung 
von § 62a -neu-) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 9 Nummer 1 und 4 Bezug genommen. 

Zu Nummer 3 (Änderung der Anlage 1 – Kostenverzeichnis) 

Zu Buchstabe a (Einfügung von Nummer 1503 -neu-) 

Nach § 113 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) gelten in Ehesachen und 
Familienstreitsachen die Allgemeinen Vorschriften der Zivilprozessordnung und die Vor-
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schriften der Zivilprozessordnung über das Verfahren vor den Landgerichten entspre-
chend. Zu den Vorschriften über das Verfahren vor den Landgerichten gehören auch die 
§§ 485 ff. ZPO, die das selbständige Beweisverfahren zum Gegenstand haben. Dieses 
kann somit in Ehesachen nach § 121 FamFG und in Familienstreitsachen nach § 112 
FamFG zur Anwendung gelangen. 

Für das selbständige Beweisverfahren in Verfahren nach der ZPO sieht das GKG in 
Nummer 1610 KV GKG eine Verfahrensgebühr mit einem Gebührensatz von 1,0 vor. 
Gleiche Gebühren sind in den Nummern 5300, 6300 und 7300 KV GKG für die Verwal-
tungs-, Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit und in Nummer 8400 KV GKG mit einem auf 0,6 
verminderten Gebührensatz für die Arbeitsgerichtsbarkeit enthalten. 

Eine entsprechende Gebührenregelung soll nunmehr auch in das Gesetz über Gerichts-
kosten in Familiensachen eingestellt werden. 

Zu Buchstabe b und Buchstabe c (Änderung der Nummern 1910 und 1920) 

Auf die Begründung zu Artikel 9 Nummer 5 Buchstabe b und c wird Bezug genommen. 

Zu Artikel 14 (Änderung der Justizverwaltungskostenordnung) 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 8) 

Gemäß Artikel 28 Absatz 7 der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt stellen die Mit-
gliedsstaaten sicher, dass die Register, in welche die Dienstleistungserbringerinnen und 
Dienstleistungserbringer eingetragen sind und die von den zuständigen Behörden in ih-
rem Hoheitsgebiet eingesehen werden können, unter denselben Bedingungen auch von 
den entsprechenden zuständigen Behörden der anderen Mitgliedsstaaten eingesehen 
werden können. Der Entwurf setzt diese Vorgabe um, indem er die bestehende Gebüh-
renfreiheit inländischer Behörden auf die Behörden der Mitgliedsstaaten erstreckt, soweit 
diese im Rahmen der Amtshilfe nach Artikel 28 Absatz 1 der Richtlinie tätig werden. 
Durch die Formulierung wird klargestellt, dass die Kostenfreiheit sich im engsten Umfang 
an dem Wortlaut der Richtlinie orientiert und dass auch Kostenbefreiungen nach Landes-
recht im Falle der Vergleichbarkeit der Institutionen für ausländische Behörden gelten. 

Zu Nummer 2 (Änderung der Nummer 400 der Anlage) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Artikel 15 (Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 und Nummer 2 (Änderung der Inhaltsübersicht und Einfügung 
von § 59a -neu-) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 9 Nummer 1 und 4 Bezug genommen. 

Zu Nummer 3 (Änderung der Anlage 1 – Vergütungsverzeichnis) 

Die Änderungen haben lediglich redaktionellen Charakter und dienen der Klarstellung.  

Da Terminsgebühren auch in Verfahren nach dem Gesetz über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entstehen können, 
sollen die Begriffe Prozess- oder Sachleitung um den Begriff Verfahrensleitung ergänzt 
werden. 

Absatz 2 der Anmerkung zu Nummer 3105 des Vergütungsverzeichnisses zum Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz (VV RVG) kann aufgehoben werden, da die Anmerkung zu 
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Nummer 3104 VV RVG schon deshalb anzuwenden ist, weil Nummer 3105 VV RVG le-
diglich eine modifizierte Variante der Nummer 3104 VV RVG darstellt. 

Mit der Änderung von Nummer 3210 VV RVG soll erreicht werden, dass auch im Revisi-
onsverfahren vor dem Bundesfinanzhof eine Terminsgebühr entsteht, wenn durch Ge-
richtsbescheid entschieden wird (§§ 121, 90a der Finanzgerichtsordnung). 

Zu Artikel 16 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach der Verkündung. 


